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Die Teilnehmergemeinschaft Irlham-Rott hat den Flurbereinigungsplan 
(§ 58 FlurbG) mit seinen Bestandteilen 
 

• Auszüge aus dem Flurbereinigungsplan (bestehend aus dem Eigentü
mer-, Forderungs-, Abfindungsnachweis) 

• Belastungsnachweis 
• Akt Dienstbarkeiten und Rechte 
• Verzeichnis der Flurstücke mit den Anteilen zur Beitragspflicht 

(§ 19 FlurbG) 
• Verzeichnis der Flurstücke (Einlage) mit den Anteilen zu den Landabzü

gen bzw. Vorausleistungen 
• Regelungen nach § 50 FlurbG 
• Beschlüsse des Vorstands zum Flurbereinigungsplan 
• Textteil zum Flurbereinigungsplan 
• Abfindungskarte 
• Plan über die gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen (§ 41 FlurbG) 
• Bestandsblatt (Einlage) 
• Gebietskarte (aktueller Stand) 

 
 
mit Vorstandsbeschluss vom 01.06.2026 aufgestellt und somit die Ergebnisse 
des Verfahrens zusammengefasst: 

München, 01.06.2026 

Der Vorsitzende der 
Teilnehmergemeinschaft 
 
gez. Peter Höcherl 
Baurat 

Der Flurbereinigungsplan wird nach § 58 Abs. 3 FlurbG in Verbindung mit Art. 1 
Abs. 2 AGFlurbG genehmigt. 
 
München, den 03.06.2026 
 
Amt für Ländliche Entwicklung 
Oberbayern 
 
gez. Barbara Donaubauer 
Baudirektorin 
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1. Beschreibender Teil 

1.1 Gesetzliche Grundlagen 

Die gesetzlichen Grundlagen für den Flurbereinigungsplan sind das Flurbereini
gungsgesetz – FlurbG – in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. März 1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezem-
ber 2008 (BGBl. I S. 2794) und das Gesetz zur Ausführung des Flurbereini
gungsgesetzes – AGFlurbG – in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Feb
ruar 1994 (GVBl. S. 127), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Dezem-
ber 2011 (GVBl. S. 689). 

1.2 Anordnung der Flurbereinigung, Flurbereinigungsgebiet, Beteiligte  

Die Direktion für Ländliche Entwicklung München (nun: Amt für Ländliche Ent
wicklung Oberbayern) hat mit Flurbereinigungsbeschluss vom 20.09.2002 nach 
§§ 86 Abs. 1 FlurbG die Flurbereinigung Irlham-Rott angeordnet und das Flurbe
reinigungsgebiet festgestellt.  

Das Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern hat mit Beschluss vom 
05.02.2014, Az. B/B2-G7533, das Flurbereinigungsgebiet nach 
§ 8 Abs. 3 FlurbG in die Teilflurbereinigungsgebiete Irlham-Rott und Irlham-Rott 
Manholding geteilt. 

Das Flurbereinigungsgebiet umfasst im Zeitpunkt der Aufstellung des Flurberei
nigungsplanes 314 ha. Die zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden und die an
grenzenden Flurstücke sind in der Gebietskarte (aktueller Stand) dargestellt. 

Am Flurbereinigungsverfahren sind nach § 10 FlurbG beteiligt (Beteiligte) 

− als Teilnehmer die Eigentümer der zum Flurbereinigungsgebiet gehören
den Grundstücke sowie die den Eigentümern gleichstehenden Erbbaube
rechtigten (§ 10 Nr. 1 FlurbG); die Teilnehmer sind im Bestandsblatt (Ein
lage) aufgeführt; 

− als Nebenbeteiligte die in § 10 Nr. 2 FlurbG aufgeführten natürlichen und 
juristischen Personen; 

Die Beteiligten wurden nach Maßgabe der §§ 12 bis 14 FlurbG ermittelt. 
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1.3 Teilnehmergemeinschaft 

Mit Erlass des Flurbereinigungsbeschlusses wurden die Teilnehmer zu einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts zusammengeschlossen, die den Namen 
Teilnehmergemeinschaft Irlham-Rott führt und ihren Sitz in der Gemeinde Ober
bergkirchen hat. 

Die Teilnehmergemeinschaft Irlham-Rott hat einen aus fünf Mitgliedern beste
henden Vorstand. Dieser setzt sich zurzeit aus dem vom Amt für Ländliche Ent
wicklung Oberbayern bestimmten Vorsitzenden (Art. 4 Abs. 1 AGFlurbG) und 
den vier von der Teilnehmerversammlung am 19.02.2013 gewählten Mitgliedern 
(§ 21 FlurbG, Art. 4 Abs. 3 AGFlurbG) zusammen. Am 19.02.2013 wurde zuletzt 
eine Neuwahl des Vorstands für das Verfahren Irlham-Rott durchgeführt  
(Art. 4 Abs. 3 AGFlurbG). 

Dieser Vorstand ist auch für das Verfahren Irlham-Rott Manholding zuständig  
(lt. Beschluss vom 05.02.2014). 

1.4 Wertermittlung 

Für Angelegenheiten der Wertermittlung wurde der Vorstand durch Verfügung 
des Amtes für Ländliche Entwicklung Oberbayern vom 14.10.2015 und 
22.10.2015 um drei am Verfahren nicht beteiligte Sachverständige verstärkt 
(Art. 4 Abs. 5 und Art. 8 Satz 2 AGFlurbG). 

Der durch die Sachverständigen verstärkte Vorstand der Teilnehmergemein
schaft hat den Wert der alten Grundstücke und, soweit erforderlich, den Wert 
der wesentlichen Bestandteile eines Grundstücks, die seinen Wert dauernd be
einflussen, sowie Rechte nach § 49 Abs. 3 FlurbG ermittelt und die Ergebnisse 
der Wertermittlung am 05.09.2018 festgestellt. 

Die Ergebnisse der Wertermittlung sind in der Wertermittlungskarte dargestellt 
und Grundlage der Wertberechnung. 

Soweit eine Aufbonitierung (§ 46 FlurbG) erfolgte, ist der verbesserte Bodenwert 
in der Wertermittlungskarte in eckiger Klammer besonders dargestellt. Auf der 
Grundlage der so ermittelten verbesserten Bodenwerte wurden die Abfindungs
grundstücke berechnet. Die Ergebnisse der Aufbonitierungen wurden vom er
weiterten Vorstand am 23.03.2026 (FN S. 113-119) beschlossen. 
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1.5 Herstellung der gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen 

1.5.1 Planaufstellung, Planfeststellung/-genehmigung 

Der Plan über die gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen, insbesondere 
über die Einziehung, Änderung oder Neuausweisung öffentlicher Wege und 
Straßen sowie über die wasserwirtschaftlichen, bodenverbessernden und land
schaftsgestaltenden Anlagen (Plan nach § 41 FlurbG), wurde vom Vorstand auf
gestellt und mit den Trägern öffentlicher Belange erörtert. 

Die Direktion für Ländliche Entwicklung München hat den Plan nach §41 FlurbG 
am 15.04.2003 und am 19.04.2004 für das Verfahren Irlham-Rott genehmigt. 
Nach Abspaltung des Verfahrens Irlham-Rott Manholding 2014 wurde die Ände
rung zum Plan nach § 41 FlurbG vom Amt für Ländliche Entwicklung Oberbay
ern am 21.02.2020 planrechtlich behandelt. Die letzte Änderung zum Plan nach 
§ 41 FlurbG wurde am 28.03.2023 planrechtlich behandelt. 

1.5.2 Wasserrechtliche Entscheidungen 

Eine gesonderte wasserrechtliche Entscheidung (Erlaubnis, Bewilligung) wurde 
nicht getroffen, da die Maßnahmen der Teilnehmergemeinschaft eine Benut
zung von Gewässern nicht vorsehen. 

 
1.5.3 Widmung der Straßen und Wege 

Das Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern hat in Verbindung mit der Plan
genehmigung die erforderlichen Widmungen, Umstufungen und Einziehungen 
öffentlicher Straßen und Wege verfügt. Die Gemeinden Oberbergkirchen und 
Wurmsham werden die erforderlichen Widmungen und Einziehungen öffentli
cher Straßen und Wege verfügen und öffentlich bekannt geben.  
 

1.6 Finanzierung und Ausbau 

Die Finanzierung des Vorhabens richtet sich nach dem Finanzierungsplan und 
dem Bauentwurf. Die Teilnehmergemeinschaft hat die geplanten gemeinschaftli
chen und öffentlichen Anlagen fertig gestellt. 
 

1.7 Vorläufige Besitzeinweisung 

Mit Anordnung des Amtes für Ländliche Entwicklung Oberbayern vom 
27.09.2018 wurden die künftigen Eigentümer mit Wirkung vom 15.11.2018 
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vorläufig in den Besitz der neuen Grundstücke und der gemeinschaftlichen und 
öffentlichen Anlagen eingewiesen. Der Übergang des Besitzes, der Verwaltung 
und der Nutzung der neuen Grundstücke erfolgte nach den vom Vorstand bean
tragten und vom Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern nach 
§§ 65 ff. FlurbG erlassenen Überleitungsbestimmungen. 

1.8 Erhalt, Neubegründung und Umwandlung von Dauergrünland 

Das Flurneuordnungsverfahren weist eine ausgeglichene Bilanz der Dauergrün
landflächen zum Zeitpunkt der vorläufigen Besitzeinweisung auf.  

Die Übertragung des Dauergrünlandstatus erfolgte besitzstandorientiert. Die 
Genehmigung des neuverteilungsbedingten Umbruchs von Dauergrünland er
folgte durch das Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern. Die Wiedereinsaat
verpflichtung wurde im Rahmen der vorläufigen Besitzeinweisung bekanntgege
ben. 

1.9 Fortgang des Verfahrens 

Den Zeitpunkt, zu dem der im Flurbereinigungsplan vorgesehene neue Rechts
zustand an die Stelle des bisherigen tritt, bestimmt das zuständige Amt für 
Ländliche Entwicklung zu einem späteren Zeitpunkt in der Ausführungsanord
nung (§§ 61 ff. FlurbG). Dies gilt insbesondere für den Eigentumsübergang. 

Nach Ausführung der Flurbereinigungspläne der Verfahren Irlham-Rott und  
Irlham-Rott Manholding werden die Verfahren vom Amt für Ländliche Entwick
lung Niederbayern mit der Schlussfeststellung abgeschlossen. Mit der Zustel
lung der Schlussfeststellung an den Vorstand der Teilnehmergemeinschaft sind 
die Flurbereinigungsverfahren beendet. 

Nach Abschluss des Flurbereinigungsverfahrens Irlham-Rott Manholding wer
den der Gemeinde zur Aufbewahrung übersandt: 

je 1 Kopie der Bestandskarte, 
 des Flurbuches, 
 des Textteils zum Flurbereinigungsplan sowie 
 der Schlussfeststellung. 

Jedem Beteiligten sowie jedem, der ein berechtigtes Interesse darlegt, ist Ein
sicht in diese Nachweise zu gewähren (§ 150 FlurbG). 
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2. Rechtsgestaltender Teil 

2.1 Grenze des Flurbereinigungsgebietes 

Die Grenze des Flurbereinigungsgebietes ist im Liegenschaftskataster überwie
gend eindeutig nachgewiesen. Soweit die Grenzen und Grenzpunkte anerkannt 
und mit hoher Genauigkeit aufgemessen sind, konnten sie übernommen und 
unverändert in der Abfindungskarte dargestellt werden.  
Wo dies nicht möglich war, wurden die Grenze des Flurbereinigungsgebietes er
mittelt und feste Grenzzeichen errichtet. Grundlage war der in den Unterlagen 
der Vermessungsverwaltung nachgewiesene Stand. Diese Teile der Grenze des 
Flurbereinigungsgebietes sind ebenfalls in der Abfindungskarte dargestellt, wo
bei neu abgemarkte Grenzpunkte dort farblich gekennzeichnet sind.  
Die ermittelten Grenzen werden hiermit festgelegt (§ 56 Satz 3 FlurbG) bzw. 
wurden von den Eigentümern der an das Gebiet grenzenden Flurstücke aner
kannt (§ 56 Satz 2 FlurbG). 

2.2 Ermittlung der Abfindungsansprüche 

Die zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden und die angrenzenden Flurstücke 
sind in der Gebietskarte (aktueller Stand) dargestellt. 

Ausgangsdaten für die Berechnung der Abfindungsansprüche (Forderungen) 
der Teilnehmer sind die Angaben in Grundbuch und Liegenschaftskataster, wie 
sie im Bestandsblatt (Einlage) nachgewiesen sind sowie die Ergebnisse der 
Wertermittlung. 

Die Abfindungsansprüche wurden für die einzelnen Teilnehmer besitzstands
weise im Forderungsnachweis berechnet.  

Nachträgliche Abzüge und Abzugsrückvergütungen sind bei den einzelnen Be
sitzständen als Zu- bzw. Abgänge vorgetragen. 

Bei der Berechnung der Abfindungsansprüche fanden die nachstehenden Sach
verhalte Berücksichtigung. 

2.2.1 Landaufbringung für gemeinschaftliche und öffentliche Anlagen, Aus
gleich von Härten (§§ 47, 40 FlurbG) 

Der Landbedarf für die gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen, einschließ
lich einer mäßigen Erhöhung für unvorhergesehene Zwecke, für Missformen 
und zum Ausgleich sowie für den Flächenausgleich infolge Neuvermessung, 
wurde durch Vorstandsbeschluss vom 06.06.2017 (FN S. 28/2) auf 1,8 % des 
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Wertes der alten Flurstücke festgesetzt (§ 47 Abs. 1 FlurbG). Der Wert der vor
handenen Anlagen gleicher Art, eines sich bei der Neuvermessung des Flurbe
reinigungsgebietes ergebenden Minderung an Fläche und der von einzelnen 
Teilnehmern zur Verfügung gestellten Flächen wurde bei der Berechnung des 
Landbedarfs berücksichtigt. 

Zur Vermeidung offensichtlicher und unbilliger Härten werden einzelne Teilneh
mer von der Landaufbringung ausnahmsweise ganz oder teilweise zu Lasten 
der übrigen Teilnehmer befreit (§ 47 Abs. 3 FlurbG). Die Freistellungen sind im 
Verzeichnis der Flurstücke (Einlage) mit den Anteilen zu den Landabzügen bzw. 
Vorausleistungen aufgeführt. Siehe Vorstandsbeschlüsse vom 11.10.2016 (FN 
S. 15-17), vom 20.01.2026 (FN S. 105-107) und vom 23.03.2026 (FN S. 108-
112). 

Alle Abzugsanteile sind im Forderungsnachweis und im Verzeichnis der Flurstü
cke (Einlage) mit den Anteilen zu den Landabzügen bzw. Vorausleistungen 
nachgewiesen. 

 

2.3 Neugestaltung des Flurbereinigungsgebietes 

2.3.1 Aufnahme des Planes über die gemeinschaftlichen und öffentlichen Anla
gen (Plan nach § 41 FlurbG) in den Flurbereinigungsplan 

Der vom Vorstand aufgestellte und von der Direktion für Ländliche Entwicklung 
München bzw. vom Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern rechtlich behan
delte Plan über die gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen (Plan nach 
§ 41 FlurbG) mit den planrechtlich behandelten Änderungen hierzu ist in den 
Flurbereinigungsplan aufgenommen (§ 58 Abs. 1 FlurbG).  

2.3.2 Neuordnung des Grundbesitzes 

Die Neuordnung des Grundbesitzes erfolgte teilweise über freiwillige Vereinba
rungen. 

Die neuen Grundstücke und ihre Empfänger sind in den Auszügen aus dem 
Flurbereinigungsplan im Eigentümernachweis und Abfindungsnachweis sowie in 
der Abfindungskarte nachgewiesen. 

Geldabfindungen, -ausgleiche und Erstattungen nach § 44 Abs. 3 Satz 2, 
§ 49 Abs. 1 Satz 3, §§ 50 bis 52 und 54 FlurbG sind im Abfindungsnachweis 
vorgetragen. 
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Zum Ausgleich unvermeidbarer Mehr- oder Minderausweisungen (§ 44 
Abs. 3 FlurbG) werden pro Werteinheit (WVZ) 3,50 € festgesetzt  
(Vorstandsbeschluss vom 27.09.2016, FN S. 13).  

2.3.3 Abmarkung der neuen Grundstücke 

Die Grenzen der neuen Grundstücke innerhalb des Flurbereinigungsgebietes 
wurden soweit erforderlich abgesteckt und abgemarkt. Sie sind in der Abfin
dungskarte dargestellt. Sie werden mit dem Eintritt des neuen Rechtszustandes 
rechtsverbindlich. 

Die in der Abfindungskarte mit grüner Begleitlinie dargestellten Grenzen inner
halb des Flurbereinigungsgebietes werden durch den Flurbereinigungsplan tat
sächlich und rechtlich nicht verändert. Die bisherigen Katasterunterlagen der 
Vermessungsverwaltung gelten für diese Grenzen weiterhin. 

Das unverändert bleibende Flurstück 1067/1 Gemarkung Wurmsham wird ohne 
Neuvermessung und Abmarkung den neuen Eigentümern als Abfindung zuge
teilt. Die graphisch überprüfte Flächengröße weicht höchstens bis zur erlaubten 
Fehlergrenze der KatA von den Flächenangaben des Liegenschaftskatasters 
ab. Den neuen Eigentümern sind die Grenzen dieses Flurstücks bekannt. 

Die Flurstücke 1120, 1121, 1206, 1206/3, 1206/4, 1210, 1258/5, 1258/6, 1277/1, 
1301, 1336/2, 1425/2, 1456/1,1532 und 1759/1 je Gemarkung Irl werden den 
bisherigen Eigentümern ohne Änderung des Grenzverlaufs und ohne Neu
vermessung wieder als Abfindung zugeteilt. 

Wurde durch die neue Flureinteilung der Grenzabstand von Gehölzen geringer, 
als er den nachbarrechtlichen Bestimmungen entspricht, so sind sie vom Eigen
tümer des Nachbargrundstücks zu dulden, sofern keine anderen Vereinbarun
gen getroffen wurden. 

2.3.4 Gemeinde- und Gemarkungsgrenzänderungen 

Die Gemeinde- und Gemarkungsgrenzen werden im Verfahren nicht geändert. 

2.4 Ausführungskosten – Beitragspflicht 

Die zur Ausführung der Flurbereinigung erforderlichen Aufwendungen (Ausfüh
rungskosten) fallen der Teilnehmergemeinschaft zur Last (§ 105 FlurbG). Die 
daraus entstehende Beitragspflicht (§ 19 FlurbG) ruht als öffentliche Last auf 
den im Flurbereinigungsgebiet liegenden Grundstücken (§ 20 FlurbG) sowie auf 
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den Grundstücken außerhalb des Flurbereinigungsgebietes, für die sie festge
setzt ist (§ 106 FlurbG). Die einzelnen Grundstücke haften in der Höhe der auf 
sie entfallenden Anteile der berechneten Beiträge. 

Die Beitragspflicht wurde durch Vorstandsbeschluss vom 25.10.2022  
(FN S. 91-92 mit Karte) vom 20.01.2026 (FN S. 101-102) und vom 23.03.2026 
(FN S. 108-112) geregelt. 

Die nicht durch Zuwendungen, Kostenbeteiligungen Dritter oder sonstige Ein
nahmen gedeckten Aufwendungen werden auf die Teilnehmer nach dem Ver
hältnis des Wertes ihrer neuen Grundstücke umgelegt. 

Zur Vermeidung offensichtlicher und unbilliger Härten werden einzelne Teilneh
mer ausnahmsweise von der Aufbringung der Beiträge ganz oder teilweise zu 
Lasten der übrigen Teilnehmer befreit (§ 19 Abs. 3 FlurbG). 

Die Befreiungen von der Beitragspflicht wurden durch Vorstandsbeschlüsse 
vom 11.10.2016, FN S. 19, vom 25.10.2022, FN S. 91 und vom 20.01.2026,  
FN S. 102 geregelt. 

Den Eigentümern von Grundstücken, die nicht zum Flurbereinigungsgebiet ge
hören, aber von der Flurbereinigung wesentliche Vorteile haben, wurde ein den 
Vorteilen entsprechender Beitrag zu den Ausführungskosten auferlegt 
(§ 106 FlurbG). 

Die Anteile an der Beitragspflicht ergeben sich aus dem Abfindungsnachweis 
und aus dem Verzeichnis der Flurstücke mit den Anteilen zur Beitragspflicht 
(§ 19 FlurbG). 

Sie werden durch den Flurbereinigungsplan festgesetzt. 

Zur Deckung der bereits entstandenen Ausführungskosten wurden Vorschüsse 
erhoben. Die Vorschüsse werden auf die Beiträge angerechnet. Die noch fälli
gen Beiträge werden den Beteiligten rechtzeitig vor Fälligkeit in einem Konto
auszug mitgeteilt. 

2.5 Privatrechtliche Lasten und Beschränkungen der Grundstücke 

2.5.1 Im Grundbuch eingetragene Belastungen der Flurstücke (Einlage) 

Die im Belastungsnachweis bei den einzelnen Besitzständen als aufgehoben 
bezeichneten Belastungen entfallen ohne Entschädigung für die bisher Berech
tigten. 
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Die übrigen Belastungen nach den Abteilungen II und III des Grundbuches - mit 
Ausnahme der örtlich gebundenen Lasten - gehen auf die entsprechenden Ab
findungsflurstücke über und sind im Belastungsnachweis bei dem jeweiligen neu 
gebildeten Grundstück vorgetragen. 

Die aus dem Grundbuch ersichtlichen örtlich gebundenen Lasten, insbes. Lei
tungsrechte, die auf den alten Grundstücken ruhen, 
werden nach § 49 Abs. 1 FlurbG aufgehoben, bzw. gehen gemäß § 68 FlurbG 
auf die in der örtlichen Lage der alten Grundstücke ausgewiesenen neuen 
Grundstücke über. Die Berechtigten werden für die aufgehobenen Rechte durch 
die Begründung gleichartiger Rechte an den in der örtlichen Lage der alten 
Grundstücke ausgewiesenen neuen Grundstücke abgefunden. 

Sie sind ebenfalls im Belastungsnachweis bei den neu gebildeten Grundstücken 
vorgetragen. 

2.5.2 In das Grundbuch neu einzutragende Belastungen 

Die in das Grundbuch neu einzutragenden Belastungen werden mit dem Inhalt 
festgesetzt, wie sie bei den einzelnen Besitzständen im Belastungsnachweis 
eingetragen und in den entsprechenden Anlagen beschrieben sind. 

2.5.3 Im Grundbuch nicht eingetragene Rechte 

Alle Geh-, Fahrt-, Viehtrieb-, Trepp- und Anwandrechte sowie sonstige bisher im 
Flurbereinigungsgebiet bestehende und im Grundbuch nicht eingetragene 
Dienstbarkeiten werden ohne Abfindung für den bisherigen Berechtigten aufge
hoben, soweit sie durch die Flurbereinigung entbehrlich werden und nicht im Be
lastungsnachweis neu geregelt werden. 

Etwa sonst noch vorhandene, nicht entbehrlich gewordene, im Grundbuch nicht 
eingetragene Rechte und Dienstbarkeiten an oder zugunsten von Grundstü
cken, die im Flurbereinigungsgebiet liegen oder daran angrenzen, werden durch 
die Flurbereinigung nicht berührt, soweit sie nicht in den Flurbereinigungsver
zeichnissen ausdrücklich behandelt sind. Sie bleiben im herkömmlichen Umfang 
bestehen und gehen von den alten Grundstücken auf die neuen Grundstücke 
über. 
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2.5.4 Fischereirechte 

Für den Bereich des Flurbereinigungsgebietes ist im Grundbuch ein Fischerei
recht eingetragen. Das Recht besteht unverändert fort. 

Alle sonstigen im Flurbereinigungsgebiet vorhandenen oder ausgeübten Fische
reirechte werden von der Flurneuordnung nicht berührt und bestehen ebenfalls 
unverändert fort. 

2.5.5 Weiderechte 

Etwa bestehende Weiderechte werden durch den Flurbereinigungsplan nicht ge
ändert. 

2.5.6 Jagdrechte 

Die Jagdrechte bleiben ihrem Inhalt nach unberührt. Der Flurbereinigungsplan 
trifft insoweit keine Festsetzungen. Soweit sich in der Flurbereinigung Irlham-
Rott Manholding eingetretene Grenzänderungen jedoch jagdrechtlich auswirken 
können, sind die Bestimmungen des Jagdrechtes maßgebend. 

2.5.7 Besondere Festsetzungen 

Ver- und Entsorgungsanlagen 

Die im Flurbereinigungsgebiet befindlichen Leitungsmasten, die ober- und unter
irdischen Leitungen (insbesondere Ver- und Entsorgungsanlagen, Energiever
sorgungsanlagen u. Ä.) und die auf Grund der Befugnis nach dem Telegraphen-
wegegesetz bzw. dem Telekommunikationsgesetz erstellten Anlagen sind auch 
von den neuen Grundstückseigentümern entsprechend den bei ihren Rechtsvor
gängern bisher bestehenden Verpflichtungen zu dulden. 

2.5.8 Wasser- und Bodenverband 

Im Verfahrensgebiet Irlham-Rott Manholding gibt es keinen Wasser- und Boden
verband. 
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2.6 Gemeinschaftliche und öffentliche Anlagen (Eigentum, Baulast) 

2.6.1 Öffentliche Straßen und Wege 

Im Flurbereinigungsgebiet sind die folgenden Straßen und Wege gewidmet  
(öffentliche Straßen und Wege); sie gehören den nachstehenden Eigentümern: 

die Kreisstraße Kr Mü 28 

Eigentümer: Landkreis Mühldorf am Inn 

 
Beschreibung Flst. Gmkg. 
Kr Mü 28 1285 Irl 
 

die Gemeindeverbindungsstraßen 

Eigentümer: Gemeinde Oberbergkirchen 

 
Beschreibung Flst. Gmkg. 
In Unterthalham 892 Irl 
In Bindlhub 1063/2 Irl 
Von Unterthalham nach Oberthalham 1083 Irl 
Von Unterthalham nach Riegelsberg 1188 Irl 
Von Oberthalham nach Riegelsberg 1228 Irl 
Von Riegelsberg nach Seifriedswörth 1188/1, 1289 Irl 
In Rott 1311/2 Irl 
Der Ritzinger Weg nach Irlham 1457, 1759, 

1759/1, 1759/2 
Irl 

Von Manholding nach Irlham 1581, 1581/1 Irl 
Von Blöcking nach Manholding 1873 Irl 
Von Unterthalham nach Moosen 2604 Irl 
 

Eigentümer: Gemeinde Wurmsham 

 
Beschreibung Flst. Gmkg. 
Von Seifriedswörth  
nach Riegelsberg 

1060/2 Wurmsham 
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Die nach den Merkmalen der Verordnung vom 19. November 1968 (BayRS 
91–1–3–I) ausgebauten öffentlichen Feld- und Waldwege 

Eigentümer: Gemeinde Oberbergkirchen 

 
Beschreibung Flst. Gmkg. 
Der Erlhamer Feldweg 2455 Irl 
Manholdinger Feld 2465 Irl 
Gerlinger Feld 2492, 2494 Irl 
Point 2502 Irl 
Blöckinger Feld 2533 Irl 
Irlhamer Feld 2550 Irl 
Der Reiser Feldweg 2561 Irl 
Thalhamer Feld 2564 Irl 
Stockloher Holz 2623 Irl 
Von Riegelsberg nach 
Stockloh 

2627 Irl 

 

die nicht ausgebauten öffentlichen Feld- und Waldwege 
(nach den Merkmalen der Verordnung vom 19. November 1968 (BayRS 91–1–
3–I)) 

Eigentümer: Gemeinde Oberbergkirchen 

 
Beschreibung Flst. Gmkg. 
   
Stockloher Holz 1206/6 Irl 
Manholdinger Feldgasse 1475 Irl 
Der Rotter Maierholzweg 1542 Irl 
Brandfeld 2461 Irl 
Manholdinger Feld 2465/1 Irl 
Der Ritzinger Weg von 
Manholding 

2473 Irl 

Rottfeld 2480 Irl 
Point 2502/1 Irl 
Point 2504 Irl 
Point 2505 Irl 
In Irlham 2507 Irl 
Gerlinger Feld 2512 Irl 
Blöckinger Feld 2533/1 Irl 
Blöckinger Feld 2535 Irl 
Blöckinger Feld 2536 Irl 
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Beschreibung Flst. Gmkg. 
Blöckinger Feld 2542 Irl 
Irlhamer Feld 2550/1 Irl 
Rottfeld 2569 Irl 
Seifriedswörther Feld 
Rottfeld 

2585 
2587 

Irl 
Irl 

Nähe Unterthalham 2593 Irl 
Nähe Unterthalham 2594 Irl 
Urselfeld 2610 Irl 
Stockloher Holz 2623/1 Irl 
Von Riegelsberg nach 
Stockloh 

2625 Irl 

Seifriedswörther Feld 2632 Irl 
   
 

Die Straßenbaulast an den im Flurbereinigungsplan ausgewiesenen öffentlichen 
Straßen und Wegen richtet sich nach dem Bayerischen Straßen- und Wegege
setz in der jeweils geltenden Fassung und den hierzu erlassenen Rechtsvor
schriften. 

Die Straßenbaulast an den im Flurbereinigungsverfahren ausgewiesenen öffent-
lichen Feld- und Waldwegen, die nach den Merkmalen der Verordnung vom 
19. November 1968 (BayRS 91–1–3–I) ausgebaut wurden, geht kraft Gesetzes 
(Art. 54 Abs. 2 BayStrWG) mit der Beendigung des Ausbaues bzw. mit der Ver
kehrsübergabe auf die Gemeinden Oberbergkirchen und Wurmsham über, auf 
deren Gebiet sich der jeweilige Weg befindet. 

Der Gebrauch der öffentlichen Straßen und Wege richtet sich nach den Bestim
mungen des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes. Maßgebend ist die Stra
ßenklasse. 

2.6.2 Rohrleitungen und Gewässer 

Die Teilnehmergemeinschaft hat die nachstehend im Einzelnen aufgeführten 
Anlagen umgestaltet und zu Eigentum zugeteilt:  
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Gewässer dritter Ordnung 

 
Gewässer Eigentümer Flst. Gmkg. 
Die Rott Die Eigentümer der Ufer

flurstücke 
1324 
1435 
1553 

Irl 
Irl 
Irl 

 

Der Verlauf des Anliegergewässer wurde gem. BayWG Art. 8 berichtigt. Das 
Gewässer verbleibt bei den Anliegern. Im Zuge der Bodenordnung wurden die 
bisherigen Anliegeranteile aufgelöst und den alten Anliegern übertragen. Die 
neuen Anlieger tragen flächenmäßig mit ihren jeweiligen neuen Anteilen zur Ge
wässerfläche bei.  

 

Gewässer Eigentümer Flst. Gmkg. 
Die Rott Gemeinde Oberberg- 

kirchen 
2487 
 

Irl 
 

 
Der Übernahme von Gewässerflurstück 2487 Gmkg. Irl hat zugestimmt: 
Gemeinde Oberbergkirchen mit Zustimmung vom 19.03.2026 

 

Erdbecken zur Wasserrückhaltung1 

 
Gewässer Eigentümer Flst. Gmkg. 
Erdbecken Gemeinde Oberbergkir

chen 
2522 Irl 

 

Der Übernahme des Erdbeckens hat zugestimmt:  
Gemeinde Oberbergkirchen mit Zustimmung vom 19.03.2026 

An den im Flurbereinigungsgebiet liegenden, im Privateigentum befindlichen 
Weihern wurde durch die Flurneuordnung nichts geändert, ausgenommen von 
teilweisen Flurstücksneunummerierungen, die den einzelnen Besitzständen im 
Abfindungsnachweis mitgeteilt werden. 

1  Soweit kein Bestandteil von Gewässern dritter Ordnung 
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Etwa bestehende Rohrleitungen im Flurbereinigungsgebiet sind wesentlicher 
Bestandteil der Grundstücke, über die sie führen. Die Eigentümer der betreffen
den Grundstücke sind insoweit auch Eigentümer der Rohrleitung. 

Soweit im Flurbereinigungsplan nichts anderes bestimmt ist, richtet sich die Un
terhaltung der Gewässer nach den wasserrechtlichen Bestimmungen. 

Die Unterhaltung der Gewässer von wasserwirtschaftlich untergeordneter Be
deutung sowie der Rohrleitungen ist unter Nr. 3.3 geregelt. Soweit dort keine 
Regelung getroffen ist, bleibt es bei der bisherigen Unterhaltungspflicht.  

2.6.3 Dränanlagen 

Die bestehenden Dränanlagen gehen in das Eigentum der jeweiligen Eigentü
mer der Grundstücke über, in denen sie liegen. 

Durch die Teilnehmergemeinschaft wurden keine Dränanlagen geschaffen. 

 
2.6.4 Kompensationsmaßnahmen nach Naturschutzrecht, freiwillige Leistun

gen 

Folgende Flächen dienen der Erfüllung der Kompensationsverpflichtungen nach 
Naturschutzrecht bzw. stellen freiwillige Leistungen der Teilnehmergemeinschaft 
dar. Diese Flächen werden in das Ökoflächenkataster aufgenommen. Dabei 
wird zwischen den folgenden Flächentypen nach ÖFK 2020 differenziert: 

Kompensationsverpflichtungen nach Naturschutzrecht: 

− AE (Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahme nach § 15 Abs. 2 BNatSchG) 

− AE-PIKwF (Bewirtschaftungs- oder Pflegemaßnahme auf wechselnden 
Flächen im Sinn von § 9 Abs. 4 Satz 3 BayKompV) 

− Flurb-komi (gemäß § 7 Abs. 5 BayKompV kompensationsmindernd anre
chenbare bodenschützende oder landschaftsgestaltende Maßnahme nach 
§ 37 Abs. 1 FlurbG) 

Freiwillige Leistungen der Teilnehmergemeinschaft: 

− Flurb-onV (sonstige bodenschützende oder landschaftsgestaltende Maß
nahme nach § 37 Abs. 1 FlurbG) 

Veränderungen an Einlageflächen des Ökoflächenkatasters sind im Flächenver
zeichnis und in der Karte (Anlage 1) aufgeführt. 
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Unterhaltungspflichtiger Eigentümer:  
Gemeinde Oberbergkirchen mit Zustimmung vom 19.03.2026 

Beschreibung 
 

Flächen-typ Gmkg  
Flst.Nr. 

Fläche 
ha 

Gewässerrandstreifen AE 8814/2522 
8814/2527 
8814/2543 

0,2037 
0,5661 
0,2281 

Streuobstwiese AE 8814/2501 0,0782 
Baumgruppe AE 8814/2468 0,0491 
Feuchtgrünland AE 8814/2626 0,0379 
Blühstreifen Flurb-Komi 8814/2570 0,2702 
Landschaftspflegestreifen Flurb-onV 8814/2488 

8814/2487/1 
8814/2487/2 
8814/2488/1 

0,1972 
0,2854 
0,2206 
0,2450 

 

Erforderliche dingliche Sicherungen sind im dazugehörigen Belastungsnachweis 
geregelt.  

Öffentliche Eigentümer (z. B. Gemeinden) sind verpflichtet, diese Flächen im 
Sinne der Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
zu unterhalten und auf ihnen alles zu unterlassen, was den Biotopcharakter be
einträchtigen kann (Art. 1 BayNatSchG). Bei Veräußerung ist diese Pflicht im 
Grundbuch durch eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit zu sichern, bei 
sonstiger Überlassung, z. B. bei Verpachtung, durch entsprechende vertragliche 
Regelung (Art. 1 Satz 5 BayNatSchG).  

Wenn bei Pflanzungen der gesetzliche Grenzabstand nicht eingehalten ist, 
muss der Nachbar dies sowie entsprechende Nachpflanzungen dulden.  

Weitere Auflagen sind unter 3.4 geregelt.  
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3. Festsetzungen mit der Wirkung von Gemeindesatzungen 

3.1 Allgemeines 

Die nachstehenden Festsetzungen liegen im gemeinschaftlichen Interesse der 
Beteiligten oder im öffentlichen Interesse. Sie haben daher nach 
§ 58 Abs. 4 Satz 1 FlurbG die Wirkung einer Gemeindesatzung und können nach 
Beendigung des Flurbereinigungsverfahrens (§ 149 Abs. 3 Satz 1 FlurbG) nur mit 
Zustimmung der Gemeindeaufsichtsbehörde durch Gemeindesatzung geändert 
oder aufgehoben werden (§ 58 Abs. 4 Satz 2 FlurbG). Hierbei sind die Interessen 
der Teilnehmer, die im Verfahren zum Landabzug und zu den Kosten beigetragen 
haben, bzw. von deren Rechtsnachfolgern ausreichend zu berücksichtigen. 

3.2 Verkehrsanlagen 

Für die von der Teilnehmergemeinschaft geschaffenen bzw. geänderten Stra
ßen und Wege werden folgende Festsetzungen getroffen:  

Die Straßenbaulast an den nicht ausgebauten öffentlichen Feld- und Waldwe
gen einschließlich der Brücken, Stege und Durchlässe wird der Gemeinde Ober
bergkirchen bzw. der Gemeinde Wurmsham für die in ihrem jeweiligen Eigentum 
stehenden Anlagen übertragen (§ 42 Abs. 2 Satz 2 FlurbG, Art. 12 Satz 1 AG
FlurbG. Zustimmungserklärungen vom 12.06.2019). 

Auf dauerhaft befestigten Straßen und Wegen ist zur Vermeidung einer Ver
schmutzung und Beschädigung das Wenden mit landwirtschaftlichen Maschinen 
untersagt. Schäden sind von den Verursachern zu beheben oder werden auf de
ren Kosten beseitigt. 

Mauern, Zäune, Hecken und sonstige Anlagen, die den Verkehr behindern kön
nen, dürfen in der offenen Flur vorbehaltlich einer etwaigen notwendigen öffent
lich-rechtlichen Genehmigung nur in einer Entfernung von mindestens einem 
halben Meter von den Fahrbahngrenzen der öffentlichen Feld- und Waldwege 
errichtet werden. Der Wegeigentümer kann hiervon Ausnahmen genehmigen. 
Bereits genehmigte Ausnahmen bleiben unberührt. 

3.3 Gewässer und Rohrleitungen 

Die Unterhaltung der von der Teilnehmergemeinschaft geschaffenen Gewässer 
von wasserwirtschaftlich untergeordneter Bedeutung, wie Gräben und Erdbe
cken, und die Unterhaltung der von der Teilnehmergemeinschaft geschaffenen 
Rohrleitungen werden an die Unterhaltungspflichtigen, für die in ihrem jeweiligen 
Eigentum ausgewiesenen Gewässer und Rohrleitungen übertragen. 
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Unterhaltspflichtiger mit Zustimmung  
Gemeinde Oberbergkirchen Anhörungstermin § 41FlurbG am 

12.06.2019 
 

Im Bereich von Durchlässen obliegt die Unterhaltung des Gewässers dem Bau
lastträger der öffentlichen Verkehrsanlage, soweit es zum Schutz dieser Anlage 
erforderlich ist. 

Die Gemeinde kann die Kosten der Unterhaltung voll oder teilweise auf den in 
§ 40 Abs. 1 Sätze 2 und 3 WHG genannten Personenkreis (unter anderem An
lieger sowie Eigentümer von Grundstücken und Anlagen, die die Unterhaltung 
erschweren oder aus der Unterhaltung Vorteile haben) entsprechend der Rege
lung nach Art. 26 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 BayWG umlegen, sofern der 
Vorteil innerhalb des Flurbereinigungsgebietes eintritt oder die Erschwernis von 
einem Grundstück bzw. einer Anlage innerhalb des Flurbereinigungsgebietes 
ausgeht. Auf Eigentümer von Grundstücken, die nicht zum Flurbereinigungsge
biet gehören, aber durch Anlagen wesentliche Vorteile haben, können die Kos
ten der Unterhaltung dieser Anlagen in gleicher Weise umgelegt werden. Wei
tergehende wasserrechtliche Regelungen über Beiträge zu den Kosten der Ge
wässerunterhaltung bleiben unberührt. 

Unbeschadet der wasserrechtlichen Bestimmungen wird den Teilnehmern und 
deren Rechtsnachfolgern das Recht eingeräumt, die Gewässer als Vorfluter für 
Dränungen zu benutzen. 

Die Böschungen der Gewässer und Gräben dürfen weder beweidet noch beim 
Wenden mit Wirtschaftsgerät oder Schleppern befahren werden. Die Nutzung, 
z. B. die Grasnutzung, regelt der Eigentümer. 

Die jeweiligen Eigentümer der Grundstücke, in denen von der Teilnehmerge
meinschaft geschaffene Rohrleitungen und Kontrollschächte liegen, haben diese 
Anlagen und die Arbeiten zu ihrer Unterhaltung zu dulden sowie alles zu unter
lassen, was den Bestand und die Wirksamkeit der Anlagen gefährden oder die 
Unterhaltung unmöglich machen oder wesentlich erschweren würde. 

Die an den Grundstücken durch die Unterhaltung entstehenden Schäden sind 
von den Unterhaltungspflichtigen zu ersetzen. 

Die Regelungen zur Unterhaltung eventuell bestehender Rohrleitungen und 
Kontrollschächte bleiben unverändert bestehen. 

Die Unterhaltung der in Nr. 2.6.2 genannten Erdbecken, die nicht Bestandteil 
von Gewässern dritter Ordnung sind, obliegt dem Unterhaltspflichtigen für die in 
seinem jeweiligen Eigentum ausgewiesenen Erdbecken. 
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Unterhaltspflichtiger Zustimmung  
Gemeinde Oberbergkirchen Anhörungstermin § 41 FlurbG am 

12.06.2019  
 

Die Erdbecken zur Wasserrückhaltung sind so rechtzeitig zu entlanden bzw. zu 
räumen, dass ihre Funktion im Interesse des Boden- und Gewässerschutzes er
halten bleibt. 

Holzgewächse dürfen nicht näher als 4 m an Dränsträngen und Sickergruben 
gepflanzt werden. 

Die Regelungen zur Unterhaltung eventuell bestehender Dränanlagen (Sauger, 
Sammler, Sickergruben) bleiben unverändert bestehen. 

3.4 Landschaftspflege, Naturschutz und Grünordnung 

Die in Abschnitt Nr. 2.6.4 angeführten Flurstücke dienen vorrangig den Zielen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege.  

Öffentliche Eigentümer (z. B. Gemeinden) sind verpflichtet, diese Flächen im 
Sinne der Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
zu unterhalten und auf ihnen alles zu unterlassen, was den Biotopcharakter be
einträchtigen kann (Art. 1 BayNatSchG).  

Den Eigentümern der in Abschnitt 2.6.4 beschriebenen Flächen und Bestände 
ist das Betreten der angrenzenden Grundstücke zur Durchführung notwendiger 
Arbeiten zu gestatten.  

Die in Abschnitt 2.6.4 beschriebenen Flächen und Bestände dürfen nur verän
dert, veräußert oder beseitigt werden, wenn ein gleichwertiger Ersatz geschaf
fen wird. 

Änderungen dieser Flächen und Bestände, die über die übliche Pflege hinaus
gehen sowie Veräußerungen bedürfen grundsätzlich der Genehmigung der zu
ständigen Naturschutzbehörde. 
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3.5 Betretungsrecht 

Der Aufsichtsbehörde ist das Betreten der in der Flurbereinigung geschaffenen 
Anlagen und der angrenzenden Grundstücke zur Überwachung und Durchfüh
rung notwendiger Arbeiten zu gestatten. 
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